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Auskunftspflicht der Eltern gegenüber der Beiständin
Ausgangslage, Fragestellung

Die Beiständin eines zehnjährigen Kindes verlangt für ihren Beistandschaftsbericht schriftliche Angaben beider Elternteile - diese sind geschieden - bezüglich Besuchswochenende. Sie fragt die Mutter, wie sie die Besuche ihrer Tochter beim Vater erlebt hat und wie sie (die Mutter und ihr zehnjähriges Kind) die Zeit vor und nach den Besuchen beim Vater erlebt haben. Diese Angaben soll die Mutter schriftlich der Beiständin zustellen, formuliert sie in einem Brief an die Kindsmutter. Die Beziehung zwischen der Beiständin und der Mutter ist sehr angespannt. Mit dem Vater hat die Beiständin ein gutes Einvernehmen.

Die Mutter des zehnjährigen Mädchens will wissen, ob und was und in welcher Form sie der Beiständin an Informationen für deren Bericht mitteilen soll/muss.

Erwägungen

Aus den Ausführungen wird nicht klar, was der Auftrag der Beiständin im konkreten Fall ist. Ich gehe aber davon aus, dass es sich hier um eine Besuchsrechtsbeistandschaft handelt. Es findet anscheinend kein direkter Kontakt mit der Mutter und dem Kind statt, denn sonst könnten die Informationen mündlich im Rahmen eines Beratungsgesprächs eingeholt werden.

Wie weit nun die  Mutter verpflichtet ist, schriftliche Informationen zu liefern, kann rechtlich gesehen nicht abschliessend beurteilt werden. Ziel des Rechenschaftsberichtes ist es, einerseits über den Verlauf der Massnahme Auskunft zu geben, andererseits über die Weiterführung der Massnahme zu entscheiden. 

So gesehen hat die Mutter (und das Kind!) natürlich alles Interesse, dass eine sachgerechte Entscheidung gefällt wird und dementsprechend auch Informationen zu liefern, damit die Sachlage beurteilt werden kann. Grundsätzlich erscheint es mir aber etwas problematisch, wenn die Beiständin dies auf schriftlichem Weg einholt und sich nicht im direkten Gespräch ein Bild über die Situation machen kann. Für mich dann eher fraglich, was die Beiständin dann konkrete bewirken kann mit ihren Interventionen.

Die Eltern sind im Übrigen generell verpflichtet, mit der öffentlichen Jugendhilfe zusammenzuarbeiten (siehe dazu Art. 302 Abs. 3 ZGB). Ob dies soweit geht, dass auch schriftliche Stellungnahmen eingefordert werden können, ist fraglich. Im weiteren verweise ich noch auf Art. 274 Abs. 1 ZGB, welcher sich bezüglich des persönlichen Verkehrs ausspricht (ich gehe davon aus, dass dies hier wohl der Auftrag der Beiständin ist). Auch hier ist eine gewisse Kooperation gefordert, wenn damit die reibungslosere Ausübung des persönlichen Verkehrs gesichert werden kann.

Im Übrigen ist es  Sache der Beiständin, gegenüber der VB Rechenschaft abzulegen. Ist sie nun nicht in der Lage, etwas über die konkrete Situation zu sagen, da keine persönlichen Kontakte stattfinden, ist dies ein Umstand, der im Bericht erwähnt werden müsste und die VB entsprechend zu gewichten hätte in der Beurteilung des weiteren Vorgehens.

Fazit:

Es gibt keine generellen Richtlinien, ob eine Mutter auf Ansuchen der Beiständin schriftlichen Bericht zu erstatten hat. Ich würde in dieser eher konfliktgeladenen Situation aber anraten, sich zu überlegen, was dem Wohl des Kindes am ehesten entspricht und die Handlungen der Erwachsenen dahingehend auszurichten.

Kulmerau, 11.2.2004

Urs Vogel
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